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B7-0000/2010

Entschließung des Europäischen Parlaments zum europäischen Integrationsprozess 
Albaniens

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Ratsvorsitzes nach dem Treffen des 
Europäischen Rates in Thessaloniki am 19. und 20. Juni 2003 in Bezug auf den Beitritt 
der westlichen Balkanländer zur Europäischen Union,

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Erweiterungsstrategie und 
wichtigste Herausforderungen 2009 – 2010“ (KOM(2009)0533) sowie dem dazu 
vorgelegten Fortschrittsbericht 2009 zu Albanien (SEK(2009)1337) vom 14. Oktober 
2009,

– unter Hinweis auf den Beschluss des Rates 2008/210/EG vom 18. Februar 2008 über die 
Grundsätze, Prioritäten und Bedingungen der Europäischen Partnerschaft mit Albanien1,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Treffens des Stabilitäts- und 
Assoziationsrats Albanien-EU vom 18. Mai 2009,

– unter Hinweis auf den Beschluss des Rates 2007/821/EG vom 8. November 2007 über 
den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der 
Republik Albanien zur Erleichterung der Visaerteilung2,

– unter Hinweis auf die Empfehlungen des 16. Interparlamentarischen Treffens EU-
Albanien vom 19./20. März 2009,

– unter Hinweis auf seinen Beschluss, den politischen Dialog mit Albanien auf 
parlamentarischer Ebene zu intensivieren, um dem Inkrafttreten des Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommens Rechnung zu tragen,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass in dem erneuerten Konsens über die Erweiterung, den der 
Europäische Rat in seinen Schlussfolgerungen vom 14./15. Dezember 2006 zum 
Ausdruck gebracht hat, bekräftigt wird, dass die Zukunft der westlichen Balkanstaaten in 
der Europäischen Union liegt,

B. in der Erwägung, dass die Perspektive des Beitritts zur Europäischen Union Impulse für 
Reformen in den westlichen Balkanstaaten gibt und einen konstruktiven Beitrag zur 
Festigung von Frieden und Stabilität in der Region leisten sollte,

C. in der Erwägung, dass das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen mit Albanien 

                                               
1 ABl. L 80 vom 19.3.2008, S. 1.
2 ABl. L 334 vom 19.12.2007, S. 84.
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am 1. April 2009 in Kraft getreten ist; in der Erwägung, dass Albanien am 28. April 2009 
einen Antrag auf Aufnahme in die Europäische Union gestellt hat und dass die 
Kommission ihre Stellungnahme dazu vorbereitet,

D. in der Erwägung, dass die Fortschritte der einzelnen Länder auf dem Weg in die 
Europäische Union von ihren Bemühungen in Bezug auf die Erfüllung der Kopenhagener 
Kriterien und der Bedingungen des Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses 
abhängen,

1. bekräftigt gemäß den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Thessaloniki vom 
19./20. Juni 2003 seine umfassende Unterstützung für eine europäische Perspektive 
Albaniens und seine künftige Aufnahme in die EU;

2. stellt fest, dass Albanien Fortschritte beim Reformprozess erzielt hat; betont jedoch, dass 
weiterhin die erheblichen Anstrengungen unternommen werden müssen, die sowohl für 
die Festigung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als auch für die nachhaltige 
Entwicklung des Landes erforderlich sind;

3. bedauert die politische und institutionelle Krise nach den Parlamentswahlen von Juni 
2009 in Albanien und ist der Auffassung, dass der parlamentarische Dialog erforderlich 
ist, damit die staatlichen Institutionen demokratisch funktionieren und wichtige Reformen 
vorangetrieben werden können; begrüßt daher die Tatsache, dass alle Mitglieder des 
Parlaments den Amtseid abgelegt haben, und fordert alle Parteien auf, sich an einer 
umfassenden und ungehinderten Arbeit des Parlaments zu beteiligen;

4. begrüßt die Verbesserungen bei den rechtlichen Voraussetzungen und administrativen 
Rahmenbedingungen des Wahlverfahrens und stellt fest, dass die Parlamentswahlen vom 
Juni 2009 nach Einschätzung des OSZE/BDIMR den meisten internationalen Standards 
entsprochen haben; weist jedoch auf eine Reihe von Mängeln hin, die noch angegangen 
werden müssen, insbesondere in Bezug auf die Transparenz der Wahlen, die Ausübung 
von Druck und die Einschüchterung von Wählern, die Registrierung der Wähler und die 
Überwachung der Stimmauszählung, und fordert alle Parteien auf, einen konstruktiven 
politischen Dialog aufzunehmen, um diese Probleme im Sinne der politischen Pluralität 
mit Blick auf künftige Wahlen, einschließlich der Kommunalwahlen 2011, zu beheben; 
betont zudem, dass die für diese Unregelmäßigkeiten Verantwortlichen rasch und 
wirksam zur Verantwortung gezogen werden müssen;

5. betont, dass dringend ein parteiübergreifender Konsens über wirtschaftliche, politische 
und soziale Reformen hergestellt werden muss, damit das Lebensniveau der Albaner 
gesteigert werden kann und es dem Land ermöglicht wird, auf seinem Weg hin zu einer 
Mitgliedschaft in der Europäischen Union voranzukommen;

6. begrüßt die beträchtlichen Fortschritte bei den Vorbereitungen für die Liberalisierung der 
Visaregelungen und erwartet, dass die Kommission möglichst rasch, spätestens jedoch im 
Mai einen neuen Vorschlag vorlegt; verweist auf die gemeinsame Erklärung des 
Europäischen Parlaments und des Rates, in der sich die beiden Organe verpflichten, 
diesen Vorschlag unverzüglich zu prüfen;

7. erinnert daran, dass der Schutz der Menschenrechte und der personenbezogenen Daten 
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immer gewahrt werden muss und nicht willkürlich ausgesetzt werden darf, und fordert 
die zuständigen staatlichen Stellen auf, die Gesetze, die sie erlassen, sowie ihr Handeln 
an diesem Grundsatz auszurichten;

8. ist der Auffassung, dass die Reform des Justizsystems eine wesentliche Voraussetzung 
für den Prozess der Integration Albaniens in die EU darstellt; betont, wie enorm wichtig 
für die Rechtsstaatlichkeit eine transparente, objektive und effiziente Justiz ist, die nicht 
der Kontrolle der Regierung und anderem Druck unterliegt; stellt Fortschritte auf diesem 
Gebiet fest, betont jedoch, dass sich die Reformen noch in einer sehr frühen Phase der 
Umsetzung befinden; fordert, dass unverzüglich eine umfassende langfristige Strategie in 
diesem Bereich verabschiedet wird, die einen Zeitplan für die Annahme der 
erforderlichen Rechtsvorschriften sowie Maßnahmen zu seiner Umsetzung enthält; betont 
zudem, dass die Justiz in ausreichendem Maße mit ausreichenden Finanzmitteln 
ausgestattet werden muss, damit sie im gesamten Land wirksam tätig werden kann;

9. begrüßt die Tatsache, dass die Umsetzung des Gesetzes über die Überprüfung auf 
Mitarbeit in der ehemaligen Staatssicherheit vom Verfassungsgericht ausgesetzt wurde 
und dass das Gesetz gegenwärtig überarbeitet wird; fordert eine umfassendere 
Konsultation und einen breiteren Konsens, insbesondere mit der Venedig-Kommission, 
wenn ein neuer Gesetzentwurf vorbereitet wird, und betont, dass die Unabhängigkeit der 
Verfassungsinstitutionen unbedingt zu wahren ist;

10. begrüßt die Maßnahmen, die zur Bekämpfung der Korruption unternommen wurden, 
sowohl was den rechtlichen Rahmen als auch was die Umsetzung betrifft; stellt jedoch 
fest, dass die Korruption noch immer ein erhebliches Problem im Lande darstellt und 
dass weitere entschlossene Schritte nötig sind, um der diesbezüglich herrschenden 
Straflosigkeit ein Ende zu bereiten; betont, dass die von der GRECO-Gruppe 
ausgesprochenen Empfehlungen weiter umgesetzt werden müssen und dass dazu wirksam 
arbeitende Vollzugsorgane und Rechtsumsetzung nötig sind; ist der Auffassung, dass 
strategische Dokumente öffentlich gemacht werden sollten, damit die Fortschritte, die bei 
der Umsetzung erzielt wurden, überwacht werden können; fordert außerdem umfassende 
Transparenz, was die Finanzierung der Parteien angeht;

11. fordert weitere Maßnahmen zur Umsetzung der Strategie für die Reform der öffentlichen 
Verwaltung sowie zur uneingeschränkten Durchsetzung des Gesetzes über den 
öffentlichen Dienst, einschließlich eines angemessenen Systems für die 
Personalverwaltung; weist auf die Risiken hin, die mit der Politisierung der Verwaltung 
durch intransparente Einstellungsverfahren sowie mit der Praxis verbunden sind, Personal 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes befristet einzustellen, und fordert die 
zuständigen Stellen auf, diesen Praktiken ein Ende zu bereiten und ein System zu 
schaffen, bei dem die erbrachten Leistungen zugrunde gelegt werden;

12. betont die entscheidende Bedeutung professioneller, unabhängiger und vielfältiger 
Medien als Grundpfeiler der Demokratie; fordert die zuständigen Stellen auf, alles in 
ihren Kräften Stehende zu tun, um einen Rechtsrahmen gemäß den europäischen 
Standards zu verabschieden und umzusetzen und dafür zu sorgen, dass die Medien frei 
von politischer und jeglicher sonstiger Einflussnahme sind, einschließlich der 
Einflussnahme der Exekutive; fordert, dass Maßnahmen ergriffen werden, um für 
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Transparenz bei den Eigentumsverhältnissen und der Finanzierung der Medien zu sorgen; 
bedauert, dass es keine festgelegten arbeitsrechtlichen Regelungen für Journalisten gibt, 
was ihre Möglichkeiten, objektiv und unabhängig zu arbeiten, untergräbt, und fordert die 
zuständigen Stellen auf, angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um dem abzuhelfen;

13. fordert aktive Anstrengungen zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität, 
einschließlich der Geldwäsche, des Drogen- sowie des Menschenhandels; fordert die 
Schaffung eines Rechtsrahmens zur Bekämpfung und Verhütung der Formen der 
organisierten Kriminalität und betont, wie wichtig effiziente Ermittlungen sowie die 
Strafverfolgung und Bestrafung der Straftäter sind; begrüßt die Entscheidung, einen 
interinstitutionellen Ausschuss zu schaffen, der Maßnahmen zur Bekämpfung des 
organisierten Verbrechens und des Drogen- und Menschenhandels vorschlägt und vom 
Ministerpräsidenten geleitet wird;

14. betont, dass es den Organisationen der Bürgergesellschaft große Bedeutung beimisst, und 
würdigt die Bemühungen der Regierung, diese Organisationen zu Gesetzentwürfen und 
Reformen zu konsultieren; fordert weitere Maßnahmen, um der Beteiligung der 
Bürgergesellschaft an der Konzipierung der Maßnahmen sowie der Überwachung ihrer 
Umsetzung und Wirksamkeit auf allen Ebenen einen formalen Rahmen zu geben und sie 
stärken;

15. räumt ein, dass die grundlegenden Rechte der Gewerkschaften zwar in der Verfassung 
anerkannt sind, dass die Tätigkeit der Gewerkschaften jedoch regelmäßig behindert wird 
und dass die Einschränkungen des Streikrechts im öffentlichen Dienst und bei 
öffentlichen Versorgungsunternehmen gemessen an internationalen Standards zu 
umfangreich sind; bedauert, dass die Regierung vor kurzem Vermögenswerte der 
Gewerkschaften übernommen hat, und ist besorgt darüber, dass die zuständigen 
albanischen Stellen diesbezüglich noch nicht gegenüber dem IAO-Ausschuss Stellung 
genommen haben; fordert die albanische Regierung auf, die Rechte der Gewerkschaften 
uneingeschränkt zu respektieren und alle erforderlichen rechtlichen Schritte einzuleiten, 
damit gesichert ist, dass alle Arbeiter – sowohl im öffentlichen wie im privaten Sektor –
das Recht auf Mitarbeit in einer Gewerkschaft haben;

16. begrüßt die Maßnahmen zur Stärkung der Beteiligung von Frauen am politischen Leben; 
ist jedoch der Auffassung, dass der staatliche Ausschuss für Chancengleichheit nach wie 
vor wenig Einfluss hat, und weist darauf hin, dass das Gleichstellungsgesetz im
wesentlichen nicht umgesetzt wurde; ist deshalb der Auffassung, dass weitere 
Maßnahmen erforderlich sind, um die Eingliederung von Frauen in den Arbeitsmarkt und 
ihre Beteiligung an der Entscheidungsfindung zu fördern;

17. ist zutiefst besorgt über die zahlreichen Fälle häuslicher Gewalt und den verbreiteten 
Handel mit Frauen und Kindern zu Zwecken der sexuellen Ausbeutung und 
Zwangsarbeit; begrüßt die in den vergangenen Jahren vorgenommenen Reformen der 
Rechtsvorschriften über den Schutz von Opfern häuslicher Gewalt und Menschenhandel; 
räumt jedoch ein, dass diese Reformen nicht ausreichen und dass weitere Maßnahmen 
ergriffen werden sollten; fordert die vollständige Umsetzung der geltenden 
Rechtsvorschriften zum Schutz von Frauen und Kindern vor sämtlichen Formen von 
Gewalt sowie die Annahme und Umsetzung eines umfassenden Systems für ihren Schutz 
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und ihre Rehabilitierung, einschließlich einer obligatorischen und wirksamen 
Registrierung aller Kinder und Neugeborenen, der umfassenden Gewährung kostenloser 
rechtlicher, sozialer und psychologischer Hilfe für die Opfer, Kampagnen zur 
Sensibilisierung der Gesellschaft, angemessener Schulung der Strafverfolgungsbehörden 
und Schaffung eines Netzes von Schutzeinrichtungen (die in ausreichender Zahl und 
Qualität vorhanden und in der Lage sein müssen, den verschiedenen Bedürfnissen der 
Opfer von häuslicher Gewalt und Menschenhandel gerecht zu werden); fordert die 
Kommission auf, die zuständigen albanischen Stellen diesbezüglich stärker zu 
unterstützen;

18. stellt fest, dass beim Minderheitenschutz Fortschritte erzielt wurden; nimmt jedoch zur 
Kenntnis, dass die Diskriminierung nach wie vor ein Problem in Albanien darstellt und 
dass verstärkte Bemühungen zu ihrer Bekämpfung unternommen werden müssen; 
begrüßt deshalb, dass vor kurzem ein Antidiskriminierungsgesetz angenommen wurde, 
und fordert, dass dieses Gesetz rasch und wirksam umgesetzt wird; begrüßt insbesondere, 
dass ein unabhängiger Beauftragter für den Schutz vor Diskriminierung eingesetzt wurde, 
zu dessen Aufgaben es gehört, die Umsetzung des Gesetzes zu überwachen und 
Beschwerden zu prüfen; betont zudem, dass unbedingt exakte und zuverlässige 
statistische Daten erforderlich sind, die für die wirksame Umsetzung der 
Antidiskriminierungsmaßnahmen benötigt werden, und weist deshalb darauf hin, wie 
wichtig die für 2011 geplante Volkszählung ist;

19. fordert weitere Anstrengungen zur Verbesserung der Lage der Roma, die nach wie vor 
unter schwierigen Bedingungen leben und in Bezug auf den Zugang zu Bildung, 
Sozialschutz, Gesundheitsversorgung, Beschäftigung und angemessenen Wohnraum 
diskriminiert werden; begrüßt deshalb den Aktionsplan der Regierung für das Jahrzehnt 
der Integration der Roma, weist jedoch darauf hin, dass den lokalen Behörden und den 
Kommunen bei der Umsetzung des Aktionsplans eine entscheidende Bedeutung 
zukommt und dass ihnen deshalb ausreichend Mittel zur Verfügung gestellt werden 
müssen; empfiehlt den zuständigen albanischen Stellen, klar darzulegen, wie sie den 
Aktionsplan umzusetzen gedenken, und regelmäßige Berichte über die erzielten 
Fortschritte vorzulegen;

20. begrüßt die Fortschritte, die bei der Prävention von Folter und Misshandlungen – auch im 
Strafvollzugssystem – erzielt wurden; fordert, dass die Haftbedingungen in den 
Gefängnissen so verbessert werden, dass sie der Menschenwürde entsprechenden 
Standards genügen;

21. würdigt die guten Beziehungen Albaniens zu seinen Nachbarn als entscheidenden Beitrag 
zur Stabilität in der Region und begrüßt die aktive Beteiligung des Landes an regionalen 
Initiativen wie dem Südosteuropäischen Kooperationsprozess, dem Regionalen 
Kooperationsrat, der Energiegemeinschaft sowie dem Mitteleuropäischen 
Freihandelsabkommen (CEFTA);

22. stellt fest, dass die wirtschaftliche Situation in Albanien durch ein geringes 
Wirtschaftswachstum, eine umfangreiche Schattenwirtschaft, die zu sehr geringen 
Steuereinnahmen führt, sowie einen ungeregelten Arbeitsmarkt gekennzeichnet ist, was 
prekären Beschäftigungsverhältnissen Vorschub leistet und die Rechte der Arbeitnehmer 
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in erheblichem Maße untergräbt;

23. ist der Auffassung, dass Albanien geeignete wirtschaftspolitische Maßnahmen ergreifen 
sollte, die für ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum, Umweltschutz und die Schaffung 
von Arbeitsplätzen sorgen;

24. betont mit Blick auf die Tatsache, dass ein wesentlicher Teil der Wirtschaft des Landes 
auf den Überweisungen von in die Nachbarländer ausgewanderten Albanern beruht, dass 
ständig an politischen Konzepten gearbeitet werden muss und dass Investitionen nötig 
sind, um die Infrastruktur in Bereichen, die für die nachhaltige wirtschaftliche 
Entwicklung sowie den sozialen Zusammenhalt von ausschlaggebender Bedeutung sind, 
unter anderem Bildung, Gesundheit, Justiz, Verkehr und Landwirtschaft, zu verbessern; 
betont, dass besonderer Wert darauf gelegt werden muss, dass die Sicherheit der 
Energieversorgung sowie die Diversifizierung der Energiequellen, einschließlich der 
erneuerbaren Energiequellen, sichergestellt sind und dass gleichzeitig die 
Energieeffizienz verbessert werden muss;

25. fordert weitere Fortschritte beim Umweltschutz, sowohl in den Städten als auch auf dem 
Land, sowie eine bessere regionale Zusammenarbeit in diesem Bereich; begrüßt deshalb 
die Vereinbarung über den Schutz und die nachhaltige Entwicklung des Prespa-Parks, die 
Albanien, die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien und Griechenland sowie 
die Kommission unterzeichnet haben;

26. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Hohen Vertreterin der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik/Vizepräsidentin der Kommission, dem Rat, der 
Kommission, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie der Regierung 
und dem Parlament Albaniens zu übermitteln.


